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IMPULSE

Mehr Macht  
für Erdoğan

Die neue Türkei nach den Wahlen

YAŞAR AYDIN
Geboren 1971 in Artvin (Türkei), 
 Sozial wissenschaftler, Lehrbeauftragter  
an der Evangelischen Hochschule für 
Soziale Arbeit und Diakonie in Hamburg.

Am 24. Juni 2018 hat die Türkei gewählt. 

Bei den Präsidentschafts- und Parlaments-

wahlen kam es zu einem „Doppelsieg“ des 

türkischen Staatspräsidenten Recep Tayyip 

Erdoğan und seines Wahlbündnisses Volks- 
allianz – bestehend aus Erdoğans Partei für 

Gerechtigkeit und Entwicklung (Adalet  

ve Kalkınma Partisi, AKP) und der rechts-

nationalistischen Partei der Nationalisti-

schen Bewegung (Milliyetçi Hareket Par-
tisi, MHP). Die säkular-linke Republi- 

kanische Volkspartei (Cumhuriyet Halk 
 Partisi, CHP) musste Stimmeneinbußen 

hinnehmen, das von ihr angeführte Wahl-

bündnis Allianz der Nation blieb weit hin-

ter den Erwartungen zurück. Experten 

hatten ein Kopf-an-Kopf-Rennen beider 

Wahlbündnisse vorausgesagt und es sogar 

für möglich gehalten, dass es zur Stich-

wahl um die Präsidentschaft kommen 
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würde. Vor allem die Krisenerscheinun-

gen in der Wirtschaft und eine bisher un-

gesehene Mobilisierung der Opposition 

nährten diese Erwartungen. Dabei haben 

die Medien intensiv die AKP unterstützt; 

der Kandidat der prokurdischen links-

gerichteten Demokratischen Partei der 

Völker (Halkların Demokratik Partisi, HDP) 

hatte nur zwei Spots aus dem Gefängnis 

im Staatsfernsehen ausstrahlen können.

Am Ende konnte sich Erdoğan mit 

52,6 Prozent der gültigen Stimmen bereits 

im ersten Wahlgang behaupten. Sein He-

rausforderer Muharrem İnce von der CHP 

blieb zwar mit 30,6 Prozent weit dahinter 

zurück, schaffte es aber immerhin, deut-

lich mehr Stimmen auf sich zu vereinen 

als seine Partei bei den Parlamentswahlen 

(22,6 Prozent). Meral Akşener von der – 

als Abspaltung von der MHP – neu gegrün-

deten national-konservativen Gute Partei  

(İyi Parti, İP), die im April 2018 noch als 

die aussichtsreichste Erdoğan-Rivalin 

galt, blieb mit 7,3 Prozent weit abgeschla-

gen zurück. Selbst Selahattin Demirtaş 

(8,4 Prozent), der inhaftierte Kandidat der 

HDP, schnitt besser ab. Noch erstaun-

licher waren die Ergebnisse bei den Par-

lamentswahlen: Die Volks allianz konnte 

53,7 Prozent der Stimmen (AKP: 42,6 Pro-

zent, MHP: 11,1 Prozent) gewinnen und 

errang damit die Parlamentsmehrheit 

(AKP: 295 Sitze, MHP: 49 Sitze; insge-

samt 344 von 600 Sitzen). Die Allianz der 
Nation blieb dagegen bei 33,9 Prozent 

(CHP: 22,6; İP: 10,0; SP: 1,3) und ist mit 

189 Sitzen vertreten.

Für Irritationen sorgten die hohen Zu- 

stimmungswerte von in Deutschland le-

benden Türken für Erdoğan und die 

Volksallianz: 64,8 Prozent stimmten für 

ihn; 21,9 Prozent für Muharrem İnce. Die 

Volksallianz kam auf 64,1 Prozent, wäh-

rend die Allianz der Nation nur 19,6 Pro-

zent erhielt. Auf die HDP entfielen 14,8 

Prozent der Stimmen. Nicht allein in 

Deutschland, sondern auch in der Türkei – 

hauptsächlich von Gegnern Erdoğans – 

wurde gefragt, ob es gerechtfertigt sei, im 

Ausland lebende Türken über das Schick-

sal der Türkei mitentscheiden zu lassen, 

ohne dass sie für die Folgen ihrer Wahl-

entscheidungen einstehen müssen. Wenn-

gleich die Ergebnisse für die Volksallianz 
und Erdoğan wesentlich höher ausfielen 

als in der Türkei selbst – ausschlaggebend  

für den Wahlsieg waren die Türken in 

Deutschland angesichts ihres geringen 

Anteils an der türkischen Wahlbevölke-

rung nicht.

POLITIK DER  
HARTEN GANGART

Die außen- und innenpolitischen Ent-

wicklungen im Vorfeld der Wahl hatten in 

der türkischen Bevölkerung den Eindruck 

verfestigt, dass sich ihr Land in einer exis-

tenziellen Krise befinde. So setzten die 

Menschen auf Kontinuität und starke 

Führung. Durch eine Politik der harten 

Gangart gelang es Erdoğan, sich als „be-

währten Staatsmann“ zu profilieren, der 

„keine Gefahren scheut“, wenn es um die 

nationalen Interessen geht. 

Doch gab es auch „selbst verschul-

dete“ Ursachen für das schlechte Ab-

schneiden der Opposition. So zögerte die 

CHP-Führung zu lange bis zur Nominie-

rung des Spitzenkandidaten, sodass dieser 

seine Bekanntheit erst im Laufe der Wahl-

kampagne steigern konnte.

Hinzu kamen widersprüchliche Sig-

nale bei der Allianzbildung: Einerseits 
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koope rier te die CHP mit der islamisch-

konservativen Splittergruppierung Par- 

tei der Glückseligkeit (Saadet Partisi, SP)  

und der  na tio nalkonservativen İyi Parti. 
Gleichzeitig suchte sie die Annäherung an 

die prokurdische, linke HDP, die in Tei- 

len der Bevölkerung als politischer Arm 

der Arbeiterpartei Kurdistans (Partiya 
Karkerên Kurdistanê, PKK) gilt. Wenig 

überzeugend waren vor allem auch die 

wirtschaftspolitischen Vorstöße, mit de-

nen die AKP-Regierung zwar kritisiert 

wurde – jedoch ohne einen wirklichen Ge-

genentwurf  vorzulegen. Mehr noch: Die 

Wahlversprechungen der CHP deu teten 

eher auf denselben „Wachstumsfetischis-

mus“ hin, wie er für die aktuelle Überhit-

zung der türkischen Wirtschaft verant-

wortlich ist.

Drei Gebiete innerhalb der Türkei 

lassen sich mit Blick auf das Wahlergebnis 

unterscheiden. Dabei korrespondieren die 

kulturellen Identitäten jeweils mit be-

stimmten sozioökonomischen Entwick-

lungsständen: Erstens die Ägäis, die Mit-

telmeerregion und Thrakien als Zonen 

mit dem höchsten Entwicklungsstand 

und einem säkular-westlichen Lebensstil. 

Hier erzielte die CHP Wahlergebnisse über 

 ihrem Landesdurchschnitt und wurde die 

stärkste Kraft. Zentralanatolien, die Nord-

westtürkei sowie die Schwarzmeerregion 

sind Gebiete mit einem mittleren sozio-

ökonomischen Entwicklungsstand und re-

ligiös-wertekonservativen Orientierungen. 

Die AKP stellt hier die stärkste Kraft dar 

und erzielt Wahlergebnisse über dem Lan-

desdurchschnitt. Die Südosttürkei mit 

mehrheitlich kurdischer Bevölkerung be-

findet sich hinsichtlich des Entwicklungs-

stands deutlich unterhalb des Landesdurch-

schnitts. Dort ist die prokurdische HDP 

die stärkste Kraft, gefolgt von der AKP.

Die Wählerschichten, auf die sich die CHP 

stützt, sind gemessen an der Gesamtbevöl-

kerung in der Minderheit (potenziell 20 bis 

30 Prozent), während die Parteien rechts 

der Mitte eine strukturelle Bevölkerungs-

mehrheit hinter sich versammeln (poten-

ziell 55 bis 60 Prozent). Um Wahlen zu 

gewinnen, ist die AKP demnach nicht auf 

die säkular-liberalen, städtischen Schich-

ten angewiesen. Die CHP braucht dage-

gen die Zustimmung konservativ-religiös-

nationalistischer Bevölkerungsteile, was 

ihr aufgrund ihrer Vergangenheit als auto-

ritär-säkularer Staatspartei und der ideo-

logischen Abgrenzung der AKP bislang 

nicht gelingt. Eine weitere strukturelle 

Bedingung der Wahlsiege Erdoğans und 

seiner AKP besteht darin, die Aufstiegs-

wünsche der unteren und der Mittel-

schichten zu bedienen. Menschen, die ei-

nen sozialen Aufstieg anstreben, wählen 

überwiegend die AKP und Erdoğan, wäh-

rend diejenigen, die eher an einem Status-

erhalt orientiert sind, zur CHP tendieren. 

Man könnte hier von der urbanen, säkular 

orientierten Mittelschicht und den alten 

Eliten sprechen.

AUSNAHMEZUSTAND  
UND WAHLKAMPF

Für demokratische Debatten und einen 

fairen Wahlkampf hatte der seit Juli 2016 

bis kurz nach den Wahlen anhaltende Aus-

nahmezustand in der Türkei mit seinen 

Restriktionen für Medien und die Ver-

sammlungsfreiheit kaum Raum gelassen. 

Ohnehin steht die Medienlandschaft weit-

gehend unter der Kontrolle regierungs-

naher Unternehmen. In der Wahlnacht 

selbst wurde über Unregelmäßigkeiten 

Mehr Macht für Erdoğan, Yaşar Aydın
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berichtet: So veröffentlichte die staatliche 

Nachrichtenagentur die Ergebnisse der 

Wahllokale zuerst, in denen Erdoğan eine 

starke Unterstützung fand; in den ersten 

Hochrechnungen lag er bei 70 Prozent. 

Experten bemängelten, Wahlbeobachter 

seien dadurch bei der genauen Prüfung der 

Auszählungsergebnisse entmutigt worden 

und womöglich frühzeitig nach Hause  

gegangen.

DAS „SYSTEM ERDOĞAN“

Mit den Präsidentschafts- und Parlaments-

wahlen wurde die politische Ordnung der 

Türkei in ein Präsidialsystem umgebaut. 

Zu den zentralen Änderungen gehört die 

Abschaffung des Amtes des Minister-

präsidenten. Nunmehr führt der Staats-

präsident die Exekutive selbst an, ernennt 

seinen Stellvertreter und die Minister 

ohne die Zustimmung des Parlaments.  

Er kann Neuwahlen anordnen und den 

Haushalt des Vorjahres inf lationsange-

passt fortsetzen, falls das Parlament dem 

Haushalt nicht zustimmt. Das Parlament 

kann ebenfalls Neuwahlen beschließen 

und mit einer Zweidrittelmehrheit eine 

Untersuchung gegen den Staatspräsiden-

ten wegen Amtsvergehen einleiten.

Die auch künftig vorgesehene Zusam-

menlegung der Parlaments- und Präsi-

dentschaftswahlen schließt eine ausglei-

chende Wirkung – wie beispielsweise in 

den USA mit den Zwischenwahlen in der 

Mitte der Amtszeit des Präsidenten – na-

hezu aus. In dieser Synchronisation liegt 

nicht zuletzt die Gefahr, dass die eher an 

Personen orientierten türkischen Wähler 

den Staatspräsidenten und mehrheitlich 

auch seine Partei wählen.

Der Staatspräsident ist nun mit weit-

reichenden Ernennungsvollmachten und 

Befugnissen ausgestattet. Die Regierung 

ist nicht mehr auf das Vertrauen des Parla-

ments angewiesen, über das Mittel des 

Misstrauensvotums und der Interpella-

tion verfügt es nicht. So ist die Legislative 

geschwächt, die Judikative ist unter die 

Dominanz der Exekutive geraten. Der 

Staatspräsident ernennt zwölf von fünf-

zehn Mitgliedern des Verfassungsgerichts 

und der Justizminister steht dem Hohen 

Rat der Richter vor. Insgesamt bewirkt der 

Systemwechsel eine umfassende Macht-

konzentration beim Staatspräsidenten. 

Befürworter weisen auf Effektivitätsge-

winne beim Regieren und die Beschleu-

nigung der Entscheidungsprozesse hin, 

während Kritiker darin die Etablierung 

eines autokratischen Systems sehen.

QUO VADIS, TÜRKEI?

Mit dem Übergang zum Präsidialsystem 

hat Erdoğan sein Projekt einer „neuen 

Türkei“ weitgehend realisiert: Er hat den 

Staat in seinem Sinne umgebaut, die alte 

Macht der Militärs ist gebrochen, der Lai-

zismus zurückgedrängt, der Islam auch in 

der Öffentlichkeit rehabilitiert. Bereits 

heute kann von einer konservativ-religiö-

sen Hegemonie gesprochen werden; in-

zwischen dominiert dieses Lager Staat, 

Wirtschaft und Medien.

Erdoğans Macht hat enorm zugenom-

men, aber mindestens im gleichen Aus-

maß sind die Herausforderungen gewach-

sen. Die türkische Wirtschaft ist Anfang 

August in eine veritable Währungs- und 

Wirtschaftskrise geraten. Erdoğan und 

seinem Finanz- und Schatzminister Berat 
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Albayrak ist es nicht gelungen, auf die 

Währungs- und  Schuldenkrise f lexibel 

und verantwortungsbewusst zu reagieren 

und das Vertrauen inter na tio naler Fi-

nanzkreise und ausländischer  Anleger zu 

gewinnen. So hat das neue System seinen 

ersten „Stresstest“ im Hinblick auf die 

Problembearbeitung und -lösung nicht 

gut überstanden.

Viel muss geschehen, um die türkische 

Ökonomie vor dem Absturz zu bewahren. 

Bislang hat die Türkei von außen Techno-

logien importiert, jetzt muss sie den Über-

gang in eine wissensbasierte Wirtschaft 

bewerkstelligen. Auch in den Bereichen 

Bildung und Justiz besteht dringender Re-

formbedarf: für die Ausbildung der benö-

tigten Fachkräfte und um das Vertrauen 

in die türkische Justiz wiederherzustellen. 

Denn nur so wird die Türkei wieder at-

traktiv für ausländische Investoren.

Auch in der Außenpolitik muss das 

neue System die ihm von seinen Befür-

wortern zugesprochene Effektivität erwei-

sen. Außenpolitisch befinden sich die Be-

ziehungen zur Europäischen Union (EU) 

und Deutschland auf einem Tiefpunkt. 

Nach den Wahlen haben die EU-Staaten 

beschlossen, mit der Türkei vorerst keine 

Verhandlungen über eine Ausweitung der 

Zollunion zu führen. Die Türkei habe sich 

von der EU wegbewegt, so die Begrün-

dung. Der Ausbau der Wirtschaftsbezie-

hungen zur EU war und ist aber unverän-

dert ein türkisches Kernanliegen.

Hinzu komm der Konflikt mit den 

USA: Als Ankara Anfang August der ame-

rikanischen Forderung nach Freilassung 

des in der Türkei festgehaltenen US-Pas-

tors Andrew Brunson und weiterer ameri-

kanischer Staatsbürger nicht entsprach, 

erhöhte US-Präsident Donald Trump den 

Druck und ließ die Zölle auf Stahl und 

Aluminium verdoppeln. Mit dieser Erklä-

rung und türkischen Gegenmaßnahmen 

verschärfte sich die Währungskrise, der 

US-Dollar erreichte gegenüber der Lan-

deswährung Rekordwerte.

Doch die türkische Staatsführung hat 

die Krise auch zu einem Bekenntnis zu ei-

nem freien Markt und Freihandel genutzt. 

Finanzminister Olaf Scholz und die Vor-

sitzende der SPD Andrea Nahles stellten 

Finanzhilfen für die Türkei in Aussicht. Es 

wird sich zeigen, ob Erdoğan die Chance 

zu einer Wiederannäherung an die EU und 

Deutschland nutzen und die Kraft zu einer 

Normalisierung aufbringen wird.


